
24. Juli 2024

Gebührenerhöhung für
Asylunterbringung in Hamburg: Ein

finanzielles Dilemma
Hamburg erhöht ab 1. September die Gebühren für

Migrantenunterbringung auf 850 Euro pro Monat und
Person. Politische Kritik und finanzielle Sorgen begleiten

diese Entscheidung.

Die aktuelle Diskussion über die Erhöhung der Gebühren für die
öffentliche Unterbringung von Migranten in Hamburg hat nicht
nur finanzielle Aspekte im Blick, sondern wirft auch tiefere
Fragen über die sozialen Strukturen und die Auswirkungen auf
die Gemeinschaft auf. Ab dem 1. September 2023 wird der
Betrag, den das Sozialunternehmen „Fördern & Wohnen“ (F&W)
für die Unterbringung von Asylbewerbern erhält, von 733 Euro
auf 850 Euro pro Person und Monat steigen. Diese Entscheidung
entfaltet weitreichende Konsequenzen für Bürger und Migranten
gleichzeitig.

Das soziale Ungleichgewicht erkennen

Besonders bemerkenswert ist die Kluft, die sich zwischen den
Unterstützungsbeträgen für Migranten und einheimische
Familien auftut. Eine vierköpfige Familie, die auf Bürgergeld
angewiesen ist, erhält in Hamburg lediglich 980 Euro für ihre
Unterkunft. Dem gegenüber stehen 3.400 Euro, die eine
ähnliche Familie aus dem Asylsystem erhält. Diese Diskrepanz
führt zu wachsenden Spannungen in der Bevölkerung und
könnte den Vorwurf der Ungerechtigkeit und Diskriminierung
hervorrufen. Der AfD-Politiker Alexander Wolf äußerte scharfe
Kritik an der Gebührenerhöhung, die seiner Ansicht nach eine



zusätzliche Belastung für die Bürger darstellt.

Hintergründe und Ursachen der finanziellen
Veränderungen

Die Gründe für die neue Gebührenanpassung sind vielseitig.
Inflation und der Ukrainekrieg führen dazu, dass F&W
gezwungen ist, Containerdörfer und Hotels für die Unterbringung
ukrainischer Flüchtlinge zu schaffen. Mitarbeiter der Hamburger
Sozialbehörde zeigen sich über die häufigen unterjährigen
Anpassungen verwundert, da Gebührenanpassungen traditionell
zum Beginn eines neuen Kalenderjahres durchgeführt wurden.
Ein Anstieg um 104 Euro innerhalb weniger Monate stellt eine
gravierende Abweichung von den üblichen Verfahren dar.

Die Perspektive von Fördern & Wohnen und
deren Herausforderungen

F&W selbst steht vor enormen Herausforderungen und hat sich
in eine finanziell angespannte Situation manövriert. Aktuell
beläuft sich die Schuldenlast auf rund 507 Millionen Euro. Trotz
der angespannten finanziellen Lage betont die Sozialbehörde,
dass F&W über „langfristige Vermögenswerte“ verfügt, die der
Stadt Hamburg an „strategisch wichtigen Standorten“ sichern
sollen. Eines dieser Projekte ist der Mundsburg Tower, der zur
schlüsselfertigen Unterkunft für Migranten umgebaut wird.

Die Meinung der Anwohner und
gesellschaftliche Sorgen

Trotz der Notwendigkeit, Unterkunft für Migranten
bereitzustellen, sorgt das Bauvorhaben in Bahrenfeld für Unruhe
unter den Anwohnern. Diese fühlen sich von den Planungen
ausgeschlossen und sehen in dem Projekt eine Gefahr für die
Nachbarschaft. Der Vorwurf, dass ein „Ghetto“ entstehen
könnte, sowie Bedenken über künftige Verkehrsprobleme



zeichnen ein Bild, das weit über die finanziellen Aspekte
hinausgeht. Die Ängste und Sorgen der Bevölkerung müssen
ernst genommen werden, um das soziale Gefüge nicht weiter zu
belasten.

Fazit: Eine komplexe Situation für Hamburg

Die Erhöhung der Unterbringungsgebühren in Hamburg führt
nicht nur zu einer finanziellen Mehrbelastung, sondern schafft
auch Spannungen innerhalb der Gesellschaft. Es ist
entscheidend, dass neben wirtschaftlichen Erwägungen auch die
Perspektiven und Bedenken der Anwohner berücksichtigt
werden. Nur durch einen integrativen Ansatz können die
Herausforderungen, die sich aus der Situation ergeben,
nachhaltig und gerecht gelöst werden.
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